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Die Gemeindeverwaltung .

Tätigkeit ihrer Organe .

Der Stadtrat hielt im Jahre 1874 : 58 , 1879 : 60 , 1884 : 55 ,
1890 : 57 , 1895 : 52 , 1899 : 56 , 1900 : 51 Sitzungen ab, nur im

Jahre 1888 erreicht die Zahl der Sitzungen die Ziffer 61 . Die Zahl
der in dieſen Sitzungen behandelten Gegenſtände iſt nur aus den

zwei letzten Jahren bekannt : 1899 waren es 3215 , 1900 : 3007 .

Die Zahl der Sitzungen des Bürgerausſchuſſes bewegt ſich zwiſchen
6 und 9, die Zahl der behandelten Gegenſtände zwiſchen 29 und 73 .

Die ſtädtiſchen Kommiſſionen hielten zu allen Zeiten ſehr viele

Sitzungen ab . Bei der öfteren Veränderung ihrer Zahl , Organiſation
und Kompetenz , wie ſie ſich im Laufe der Zeit vollzog , iſt ihre Zahl
in den einzelnen Jahren ſehr verſchieden . Die höchſte Ziffer mit

270 Sitzungen weiſt das Jahr 1885 , die niedrigſte mit 108 Sitzungen
das Jahr 1900 auf . Über alle dieſe Einzelheiten der unmittelbaren

Verwaltung gibt die Chronik der Haupt - und Reſidenzſtadt Karls —

ruhe von 1885 —1900 eingehenden ziffermäßigen Aufſchluß , insbeſon —
dere auch über die vielſeitige Tätigkeit des Bürgermeiſteramts , des

gewerblichen Schiedsgerichts , des Standesamts und der einzelnen
Kommiſſionen . Hier kann nur auf dieſe in vieler Beziehung lehr —
reichen und intereſſanten Zuſammenſtellungen hingewieſen werden .

Dauernde Einrichtungen auf dem Gebiete der ſtädtiſchen Ver —

waltung , welche wichtigere Angelegenheiten betreffen , wurden durch
Ortsſtatute geregelt . Dieſe , auf Grund von Beſtimmungen der

Städteordnung beruhend , werden vom Stadtrat mit Zuſtimmung des

Bürgerausſchuſſes beſchloſſen und bedürfen zu ihrer rechtskräftigen
Gültigkeit der ſtaatlichen Genehmigung . Die gleiche Zuſtimmung und

Genehmigung iſt zu jeder Abänderung der Ortsſtatute erforderlich —
Für ſolche Materien , welche ihrer Natur nach öftere Veränderungen
verlangen und in gewiſſen Beziehungen von wechſelnden , insbeſondere
auch wirtſchaftlichen Verhältniſſen abhängen , ſah man , ſoweit dem

keine geſetzliche Beſtimmung im Wege ſtand , von ihrer Ordnung durch
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Ortsſtatute ab und ſtellte lediglich Grundſätze auf , nach denen hin —

ſichtlich derſelben verfahren werden ſollte . Zur Erläuterung und für
die Ausführung der Ortsſtatute wurden ſpezielle Verordnungen , Dienſt —
weiſungen u. ſ. f. erlaſſen .

Mehrere Ortsſtatute betreffen die perſönlichen Rechte und

Pflichten der ſtädtiſchen Beamten .

Am 21 . Mai 1886 wurde die Stellvertretung des Oberbürger —
meiſters und des Bürgermeiſters geregelt , durch einen Zuſatz vom

19 . Oktober 1894 eine beſondere Beſtimmung für den Fall ihrer

Stellvertretung als Gemeinderichter oder Schiedsmänner getroffen .

Desgleichen wurden am 25 . Juni 1883 Beſtimmungen über die

Ernennung fürſorglicher Stellvertreter des regelmäßigen Standes —

beamten hieſiger Stadt , am 12 . Juli 1875 über die Tagesgebühren
und Reiſekoſten der ſtädtiſchen Beamten erlaſſen und am 11 . Juli 1899

zur Ergänzung der Gemeindegebührenordnung vom 31 . Dezember 1896

abgeändert .
Über die Anſtellungs - und Einkommensverhältniſſe

der ſtädtiſchen Beamten wurden unter der Bezeichnung „ Beamten —

ſtatut “ im März 1898 vom Stadtrat Grundſätze aufgeſtellt .
Die Zahl der ſtädtiſchen Beamten hatte im Jahre 1870 nur

60 betragen , welche zuſammen in feſtem Gehalt ein Einkommen von

57060 Mk. , im Durchſchnitt von 951 Mk . bezogen . Die niedrige

Ziffer des Durchſchnittsbetrages erklärt ſich daraus , daß viele Beamte

noch dienſtliche Nebenbezüge hatten , welche bei deſſen Ermittlung nicht
in Rechnung kamen . Die Zahl der Beamten erhöhte ſich bis 1875

auf 130 mit einem Geſamteinkommen in feſtem Gehalt von 147124 Mk .

und einem durchſchnittlichen Gehalt von 1132 Mk. , im Jahr 1880

ergeben ſich die Zahlen 142 , 185 527 , 1307 ; im Jahr 1888 : 196 ,

302 858 , 1545 ; nach Jahresfriſt ( 1889 ) 196 , 312 710 , 1595 Mk .

Im März 1889 ergab ſich die Notwendigkeit , durch allgemeine Feſt —
ſtellungen die Ruhege haltsverhältniſſe der ſtädtiſchen Angeſtellten
ſyſtematiſch zu regeln . Der Bürgerausſchuß ſprach hierzu ſeine Zu —
ſtimmung aus und es wurden nun vom Stadtrat allgemeine Grund —

ſätze feſtgeſetzt , welche bei der Anſtellung ſtädtiſcher Beamten mit

Ruhegehaltsberechtigung als maßgebend betrachtet werden ſollten ?) .

2 *) Chronik der Haupt - und Reſidenzſtadt Karlsruhe für das Jahr 1889
S. 20 ff.S . 2
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Dieſe Grundſätze wurden am 31 . Mai im Bürgerausſchuſſe beraten

und einſtimmig angenommen .

Im Jahre 1890 wurde ſodann die ſchon im Vorjahre in Aus —

ſicht genommene Gewährung von Verſorgungsgehalten an die Hinter —
bliebenen ſtädtiſcher Beamten endgiltig geregelt . In der Sitzung
des Bürgerausſchuſſes vom 25 . September wurden die hiefür vom

Stadtrat aufgeſtellten Grundſätze “) ebenfalls einſtimmig augenommen —

Einen ſehr bedeutenden Schritt weiter machte die Gemeindever —

waltung im Jahre 1891 durch Regelung der Einkommensverhältniſſe
der ſtädtiſchen Beamten im Allgemeinen “ ) . Die Erlaſſung einer

Gehaltsordnung wurde zunächſt , nachdem dieſe Frage ſchon früher ,
im Kreiſe der Stadtverordneten mehrfach erörtert worden war , zu —

erſt durch eine Kommiſſion des Stadtrats geprüft , welcher — unter

dem Vorſitz des Bürgermeiſters Schnetzler — die Stadträte Himmel —

heber , Hoffmann und Leichtlin und der Stadtverordnete Fieſer an —

gehörten . Der von dieſer Kommiſſion ausgearbeitete und vom Stadt —
rat nur in einigen unerheblichen Punkten abgeänderte Eutwurf wurde

vom Bürgerausſchuß in der Sitzung vom 7. Dezember genehmigt .
Das Jahr 1898 brachte endlich auch die Aufſtellung von Grund —

ſätzen für die Ordnung der Dienſt - und Einkommensverhältniſſe der

ſtädtiſchen Arbeiter mit Beſtimmungen über die Einſtellung der

Arbeiter , über Arbeitslohn , Arbeitszeit , Arbeitsordnungen , Arbeiter —

ausſchüſſe , den Arbeiterunterſtützungsfonds , die ſogenannten „ſtändigen
Arbeiter “

0 nicht minder über Ruhegehalte und Verſorgung der Hinter —

bliebenen * ) . Dieſe Grundſätze wurden als „ Arbeiterſtatut “ in der

Sitzung 5 Bürgerausſchuffes vom 12 . Dezember 1898 zum Be⸗

ſchluſſe erhoben . Vorausgegangen waren demſelben Statute der Aus —

ſchüſſe der Arbeiter des ſtädtiſchen Tiefbauamts , Hochbauamts und

Schlacht - und Viehhofs , ſowie der ſtädtiſchen Gas - und Waſſerwerke
vom 13 . Januar 1898 . Dieſe enthalten Beſtimmungen über die

Aufgaben der Arbeiterausſchüſſe , deren Zuſammenſetzung , die wahl —

berechtigten Arbeitergruppen ( Wählergruppen ) , das Wahlrecht der

Arbeiter , das Wahlverfahren , die Art und Dauer des Mandats , die

Chronik 1890 S. 15

**0 Chronik 1891 S . 14

) Chronik 1898 S . 11

—



Ausſchuß - Sitzungen und Protokolle , die Erledigung der Beſchlüſſe
der Arbeiterausſchüſſe , endlich über die Geſamtvertretung der ſtädti —
ſchen Arbeiterſchaft durch Vereinigung der beiden Arbeiterausſchüſſe
in einer Plenarſitzung , deren Einberufung vom Stadtrate angeordnet ,
von den Vorſitzenden der beiden Arbeiterausſchüſſe gemeinſam be —

ſchloſſen und von jedem Ausſchußmitglied beim Stadtrat beantragt
werden kann .

Mit Recht iſt von dieſen Statuten , insbeſondere von den Be —

ſtimmungen der „ Grundſätze “ über die ſtändigen Arbeiter in der

Chronik der Haupt - und Reſidenzſtadt Karlsruhe ( 1898 S . 12)

geſagt , daß ſie ſich „ als eine ſozialpolitiſche Neuerung von bedeutender

Tragweite darſtellen , zu gleicher Zeit aber auch in gewiſſem Sinne

einen Abſchluß jener Beſtrebungen bilden , welche auf die Fürſorge
für die im Dienſte der Stadt beſchäftigten Perſonen gerichtet und in

verſchiedenen Beſchlüſſen des Bürgerausſchuſſes zum Ausdruck ge —

kommen ſind . “ Es dürfte dieſen Worten nochbeizufügen ſein , daß

durch dieſe Statute die Verhältniſſe der ſtädtiſchen Beamten wie der

ſtädtiſchen Arbeiter in allen weſentlichen Beziehungen auf abſehbare

Zeit befriedigend geordnet ſind . Hiedurch haben ſich der Stadrat

wie die Stadtverordneten , in erſter Reihe aber der Oberbürgermeiſter

Schnetzler nicht nur um die zunächſt betroffenen Berufsgenoſſen ,
ſondern auch um das ganze ſtädtiſche Gemeinweſen ein bleibendes

Verdienſt erworben .
Die Gemeindeverwaltung fand hiebei eine namhafte Unterſtützung

durch die im Jahre 1897 in ' s Leben gerufene ſtädtiſche ſoziale
Fommiſſion . Dieſer gehören , außer dem Oberbürgermeiſter und

den beiden Bürgermeiſtern , mehrere Stadträte und Stadtverordnete

an , ferner die Vorſtände der ſtädtiſchen techniſchen Amter , der Direktor

des ſtädtiſchen ſtatiſtiſchen Amtes und ein Stadtrechtsrat , dazu einige

Privatperſonen , deren Mitarbeit an den Aufgaben der ſozialen Kom —

miſſion mit Rückſicht auf ihre eigene Berufstätigkeit beſonders er —

wünſcht erſcheint . Auch wird darauf gehalten , daß in der ſozialen
Kommiſſion möglichſt alle politiſchen Parteien vertreten ſind. Die

Sitzungen dieſer Kommiſſion finden nach Bedürfnis ſtatt . Aus dem

reichen Programme , das dieſe Kommiſſion von ihrem Beſtehen an .

bis zum Ende des Jahres 1900 erledigt hat , ſeien hier folgende

Beratungsgegenſtände beſonders hervorgehoben : die Ordnung der
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Dienſt - und Einkommensverhältniſſe der ſtädtiſchen Arbeiter ( Arbeiter —
ſtatut ) und die Organiſation der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft in Arbeiter —

ausſchüſſen , die Ordnung der Dienſt - und Einkommensverhältniſſe
der ſtädtiſchen Beamten ( Beamtenſtatut ) , die Vornahme von Zählungen
der Arbeitsloſen und von ſtädtiſchen Notſtandsarbeiten , die Feſtſetzung
des ortsüblichen Taglohnes gewöhnlicher Tagearbeiter , die Verbindung
eines Wohnungsnachweiſes mit der Arbeitsnachweisanſtalt , die Er —

richtung von Volksleſehallen und die Einführung von Volkskonzerten ,
die Fragen der Wohnungsinſpektion und der Neuregelung des Sub —

miſſionsweſens .
Aber ſchon mehrere Jahre vor dieſe ſozialpolitiſchen Einrichtungen

getroffen worden waren , am 11 . Oktober 1892 , hatte ein Ortsſtatut
die Verwaltung des Arbeiterverſicherungsweſens geregelt .
Sämtliche dem Stadtrat , beziehungsweiſe dem Bürgermeiſter bezüglich
der Kranken - , Invaliditäts - und Alters - , ſowie der Unfallverſicherung
zuſtehenden Rechte und obliegenden Pflichten wurden einer Kommiſſion ,
welche aus 7 vom Stadtrat ernannten Mitgliedern beſteht und den

Namen „Stägdtiſche Arbeiterverſicherungskommiſſion “ führt , beziehungs⸗
weiſe deren Vorſitzenden übertragen . Dieſe Kommiſſion hat auch die

Aufſicht über die Innungskrankenkaſſen zu führen , ſich über Satzungen
und Leiſtungsfähigkeit der eingeſchriebenen Hilfskaſſen ſtets unter —

richtet zu halten , welche hier ihren Sitz oder eine örtliche Verwaltungs⸗
ſtelle haben , die ambulatoriſche Klinik , ſowie die gemeinſame Melde —

ſtelle , namentlich die periodiſche Reviſion des von derſelben zu führenden
Kataſters zu leiten und zu beaufſichtigen und das Verhältnis zwiſchen
der Stadtgemeinde und den Krankenkaſſen bezüglich der Mitbenützung
ſtädtiſcher Räumlichkeiten und des ſtädtiſchen Perſonals zu regeln .
Mit Inkrafttreten dieſes Ortsſtatutes wurde das Ortsſtatut vom

18 . September 1884 über die Verwaltung des Krankenverſicherungs —
geſetzes aufgehoben . — Hinſichtlich der Einholung von Urlaub , des

Antritts von Dienſtreiſen und der Anzeige von Verhinde —
rungen am Dienſte ſeitens der ſtädtiſchen Beamten waren am

19 . Mai 1893 durch den Stadtrat Beſtimmungen getroffen worden .

Weitere Ortsſtatute wurden über das Kaſſen - und Rech —
nungsweſen und über die Grund - und Pfandbuchführung
erlaſſen . Das erſtere beſtimmte die Zuſammenſetzung der Kaſſen - und

Rechnungskommiſſion , deren Geſchäftsordnung und Wirkungskreis und
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traf insbeſondere Beſtimmungen über die Aufbewahrung der Wert —

papiere , das andere beſtimmte die Zuſammenſetzung , die Aufgaben und

die Geſchäftsordnung der Gewähr - und Pfandgerichtskommiſſion , ſowie

die Verwendung der gewähr - und pfandgerichtlichen Gebühren . —

Auf Grund von Spezialgeſetzen wurden die Satzungen der ſtädtiſchen

Spar - und Pfandleihkaſſe , einſchließlich der Schulſparkaſſe
und der ſtädtiſchen Hypothekenbank feſtgeſtellt . Hierzu ergingen

Dienſtweiſungen für den Schätzer , den Magazinier und den Kaſſen —

diener , ſowie ein Dienſtausteiler für die Spar - und Pfandleihkaſſe

und eine Hinterlegungsordnung . — Ein Ortsſtatut ſetzte eine eigene

Kommiſſion zur Ausſtellung von Vermögenszeugniſſen ein .

Über die Führung der Inventare der Stadtgemeinde wurden

Vorſchriften erlaſſen , auch wurden zwei Inventurbehörden , deren

Zahl bis auf drei erweitert werden kann , gebildet . Auch eine

ſtädtiſche Feuerverſicherungskommiſſion wurde durch Orts⸗

ſtatut gebildet .
5

Das ſtädtiſche Archiv .

Im Jahre 1882 nahm der Stadtrat die Einrichtung eines

ſtädtiſchen Archivs in Ausſicht und beſchloß am 30 . März zu

dieſem Zweck durch öffentliche Aufforderung an die Einwohner die

Bitte zu richten , etwa in ihrem Beſitz befindliche Pläne , Anſichten

und Beſchreibungen , welche von dem baulichen Zuſtand und der Ent —

wickelung der Stadt Karlsruhe in früheren Zeiten Kunde geben , der

Gemeindebehörde zur Einſicht und zur Fertigung von Kopien oder

zum Ankauf zur Verfügung zu ſtellen . Für die Einrichtung und

Verwaltung des ſtädtiſchen Archivs wurde am 22 . Juni eine Kom —

miſſion ernannt . — In der Sitzung des Stadtrats vom 6. Februar 1885

wurde beſchloſſen , die ſtädtiſche Archivkommiſſion ortsſtatutariſch

zu bilden , der Entwurf eines hierauf bezüglichen Ortsſtatuts wurde

genehmigt und in demſelben der Wirkungskreis der Archivkommiſſion

feſtgeſtellt . Er umfaßt die Sammlung , Ordnung und Aufbewahrung

von Schriftwerken , Abbildungen , Urkunden , Plänen , ſowie anderer

Denkmale und Crinnerungszeichen , welche für die Geſchichte der

Stadt von Bedeutung ſind , die Anbringung von Erinnerungstafeln

an den Häuſern der Stadt , wo bedeutende Männer wohnten , ſowie

auf Plätzen , wo ſich bedeutende Ereigniſſe abſpielten , Aulage und
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